
 

 

 

BUNDESFINANZHOF 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Steuerschuldnerschaft bei sog. "Bauleistungen" 
 
1. § 13b Abs. 2 Satz 2 UStG 2005 ist entgegen Absch n. 182a 
Abs. 11 UStR 2005 einschränkend dahingehend auszule gen, dass 
es für die Entstehung der Steuerschuld darauf ankom mt, ob der 
Leistungsempfänger die an ihn erbrachte Werklieferu ng oder 
sonstige Leistung, die der Herstellung, Instandsetz ung, In-
standhaltung, Änderung oder Beseitigung von Bauwerk en dient, 
seinerseits zur Erbringung einer derartigen Leistun g verwen-
det. 
 
2. Auf den Anteil der vom Leistungsempfänger ausgef ührten bau-
werksbezogenen Werklieferungen oder sonstigen Leist ungen i.S. 
des § 13b Abs. 2 Satz 2 UStG 2005 an den insgesamt von ihm er-
brachten steuerbaren Umsätzen kommt es entgegen Abs chn. 182a 
Abs. 10 UStR 2005 nicht an. 
 
 
 
UStG § 13b 
Richtlinie 77/388/EWG Art. 21, Art. 6 Abs. 1, Art. 5 Abs. 1 
 
Urteil vom 22. August 2013     V R 37/10 
 
Vorinstanz: FG Münster vom 1. September 2010  5 K 3 000/08 U 
(EFG 2011, 278) 
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G r ü n d e  

 

I. 

Streitig ist, ob die Klägerin und Revisionsklägerin  (Klägerin) 

für Bauleistungen, die die Beigeladene an die Kläge rin er-

bracht hat, im Streitjahr 2005 Steuerschuldnerin i. S. des 

§ 13b des Umsatzsteuergesetzes (UStG) geworden ist.  

 

Die Klägerin betreibt laut Handelsregistereintrag e in Unter-

nehmen, dessen Gegenstand der Erwerb, die Erschließ ung und die 

Bebauung von Grundstücken ist. 

 

Am 13. September 2004 beauftragte die Klägerin die nach § 174 

Abs. 5 der Abgabenordnung Beigeladene als Generalun ternehmer 

zur Erstellung eines Wohnhauses mit sechs Wohnungen  zum Pau-

schalpreis von ... € brutto. Laut Vertrag war die B eigeladene 

bei der Abrechnung von Abschlagszahlungen und der 

Schlussrechnung verpflichtet, die Umsatzsteuer geso ndert aus-

zuweisen. 

 

Nachdem die Beigeladene in 2004 und 2005 Bauleistun gen an die 

Klägerin erbracht hatte, kam es zur Kündigung des V ertrages 

durch die Klägerin. Am 17. November 2005 erteilte d ie Beigela-

dene eine Schlussrechnung ohne Umsatzsteuerausweis,  in dem auf 

die Steuerschuldnerschaft der Klägerin nach § 13b U StG hinge-

wiesen wurde. 

 

In ihrer Umsatzsteuererklärung 2004 und in den Vora nmeldungen 

2005 erklärte die Klägerin zunächst gemäß § 13b USt G auf die 

von der Beigeladenen erhaltenen Bauleistungen Umsat zsteuer in 

Höhe von ... € und führte die Umsatzsteuer an den B eklagten 

und Revisionsbeklagten (Finanzamt --FA--) ab. 
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In ihrer Jahreserklärung 2005 erklärte sie jedoch d iese Um-

satzsteuerbeträge nicht mehr mit der Begründung, si e erbringe 

keine Bauleistungen, denn nach Abschn. 182a Abs. 10  der Um-

satzsteuer-Richtlinien (UStR) sei dazu erforderlich , dass sie 

"nachhaltige" Bauleistungen erbringe, was nur vorli ege, wenn 

die Bauleistungen im Vorjahr mehr als 10 % der Gesa mtumsätze 

betrügen. Wegen schwankender Umsätze habe sie diese  Vorausset-

zung zwar noch im Jahre 2003, nicht aber 2004 erfül lt. Dies 

sei nachträglich im Rahmen der Jahresabschlussarbei ten 2004 

aufgefallen. Entgegen dem Vortrag der Beigeladenen habe sie 

dieser keine Bescheinigung nach § 48b des Einkommen steuerge-

setzes (EStG) ausgehändigt. Eine vertragliche Einig ung gemäß 

Abschn. 182a Abs. 17 UStR über den gesetzlichen Übe rgang der 

Steuerschuldnerschaft habe ebenfalls nicht vorgeleg en. 

 

Das FA ging zwar ebenfalls davon aus, dass die Kläg erin die 

10 %-Grenze nach Abschn. 182a Abs. 10 UStR im Vorja hr nicht 

überschritten habe. Gleichwohl sei von einer Einigu ng i.S. des 

Abschn. 182a Abs. 17 UStR auszugehen, weil die Kläg erin die 

Änderung der Verhältnisse nicht mitgeteilt habe. Da raufhin 

setzte das FA mit Umsatzsteuerbescheid vom 14. Nove mber 2006 

die Umsatzsteuer 2005 auf ... € fest. 

 

Nach Zurückweisung des Einspruchs wies das Finanzge richt (FG) 

die Klage ab (veröffentlicht in Entscheidungen der Finanzge-

richte --EFG-- 2011, 278). Zur Begründung führte es  aus, das 

FA habe den Übergang der Steuerschuld nach § 13b US tG im Er-

gebnis zu Recht angenommen. Das FG folge zwar nicht  den Rege-

lungen der UStR in Abschn. 182a Abs. 10 Sätze 2 und  3, wonach 

dies nur dann der Fall sei, wenn im vorangegangenen  Jahr der 

Anteil an Bauleistungen mindestens 10 % betragen ha be oder 

wenn der Leistungsempfänger dem Leistenden eine Fre istellungs-

bescheinigung nach § 48b EStG "für Umsatzsteuerzwec ke" vorge-
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legt habe (Schreiben des Bundesministeriums der Fin anzen 

--BMF-- vom 16. Oktober 2009, BStBl I 2009, 1298 Rz  2, 3, 5). 

Das Erfordernis der Nachhaltigkeit der Bauleistungs umsätze sei 

dem Gesetz nicht zu entnehmen. Zudem könne der leis tende Un-

ternehmer nicht verlässlich beurteilen, ob die Vora ussetzungen 

des Übergangs der Steuerschuldnerschaft vorlägen, w eil dies 

von dem ihm unbekannten Verhältnis der Bauleistunge n zu den 

sonstigen Umsätzen des Leistungsempfängers abhänge.  Es genüge 

daher, wenn der Leistungsempfänger nur gelegentlich  Bauleis-

tungen erbringe. Der Übergang der Steuerschuldnersc haft sei 

nur dann ausgeschlossen, wenn ein Unternehmer überh aupt keine 

Bauleistungen erbringe. Ebenso wenig überzeugend se i die Rege-

lung des Abschn. 182a Abs. 12 Satz 2 UStR, wonach d er Übergang 

der Steuerschuldnerschaft von der Vorlage einer Fre istellungs-

bescheinigung nach § 48b EStG "für umsatzsteuerlich e Zwecke" 

abhänge, weil dann der Übergang entgegen der gesetz lichen Re-

gelung in das Belieben des Leistungsempfängers gest ellt werde. 

Maßgebend für den Übergang der Steuerschuldnerschaf t sei viel-

mehr, ob der Leistungsempfänger Unternehmer sei, de r zumindest 

gelegentlich selbst Bauleistungen erbringe und ob d ies für den 

Leistenden erkennbar sei. 

 

Hiergegen wendet sich die Klägerin mit der Revision  und ver-

teidigt die 10 %-Grenze. Sie habe auch keine Freist ellungsbe-

scheinigung nach § 48b EStG der Beigeladenen vorgel egt. 

 

Die Klägerin beantragt, die Umsatzsteuerfestsetzung  2005 vom 

14. November 2006 in Gestalt der Einspruchsentschei dung vom 

3. Juli 2008 dahingehend zu ändern, dass die Umsatz steuer um 

... € herabgesetzt wird. 

 

Das FA beantragt, die Revision zurückzuweisen. 
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Die Klägerin habe zwar zutreffend ausgeführt, dass ihr Anteil 

der Bauleistungen an den Gesamtumsätzen unter 10 % liege. Sie 

verfüge aber für 2005 über eine Freistellungsbesche inigung 

nach § 48b EStG. Daraus ergebe sich, dass die Kläge rin für das 

Jahr 2004 als Bauleistender und für das Streitjahr 2005 nicht 

mehr als Bauleistender anzusehen sei. Die Klage sei  dennoch 

unbegründet, weil die Klägerin mit der Beigeladenen  eine Ver-

einbarung über die Umkehr der Steuerschuldnerschaft  getroffen 

habe, was sich daraus ergebe, dass die Klägerin im Umsatz-

steuer-Voranmeldungsverfahren 2005 die Umsatzsteuer  erklärt 

und abgeführt habe. 

 

Die Beigeladene hat sich nicht geäußert. 

 

Der Senat hat mit Beschluss vom 30. Juni 2011 V R 3 7/10 (BFHE 

233, 477, BStBl II 2011, 842) dem Gerichtshof der E uropäischen 

Union (EuGH) folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

 

"1. Umfasst der Begriff der Bauleistungen im Sinne von Art. 2 
Nr. 1 der Ermächtigung 2004/290/EG neben Dienstleis tungen auch 
Lieferungen? 
 
2. Falls sich die Ermächtigung zur Bestimmung des L eistungs-
empfängers als Steuerschuldner auch auf Lieferungen  erstreckt: 
 
Ist der ermächtigte Mitgliedstaat berechtigt, die E rmächtigung 
nur teilweise für bestimmte Untergruppen wie einzel ne Arten 
von Bauleistungen und für Leistungen an bestimmte L eistungs-
empfänger auszuüben? 
 
3. Falls der Mitgliedstaat zu einer Untergruppenbil dung be-
rechtigt ist: Bestehen für den Mitgliedstaat Beschr änkungen 
bei der Untergruppenbildung? 
 
4. Falls der Mitgliedstaat zu einer Untergruppenbil dung allge-
mein (siehe oben, Frage 2) oder aufgrund nicht beac hteter Be-
schränkungen (siehe oben, Frage 3) nicht berechtigt  ist: 
a) Welche Rechtsfolgen ergeben sich aus einer unzul ässigen Un-
tergruppenbildung? 
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b) Führt eine unzulässige Untergruppenbildung dazu,  dass die 
Vorschrift des nationalen Rechts nur zugunsten einz elner Steu-
erpflichtiger oder allgemein nicht anzuwenden ist?"  
 

Diese Fragen hat der EuGH am 13. Dezember 2012 C-39 5/11, BLV 

Wohn- und Gewerbebau GmbH (Umsatzsteuer-Rundschau - -UR-- 2013, 

63) wie folgt beantwortet: 

 

"1. Art. 2 Nr. 1 der Entscheidung 2004/290/EG des R ates vom 
30. März 2004 zur Ermächtigung Deutschlands zur Anw endung ei-
ner von Artikel 21 der Sechsten Richtlinie 77/388/E WG des Ra-
tes zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der M itglied-
staaten über die Umsatzsteuern abweichenden Regelun g ist dahin 
auszulegen, dass der Begriff der 'Bauleistungen' in  dieser Be-
stimmung neben den als Dienstleistungen im Sinne vo n Art. 6 
Abs. 1 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates  vom 
17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschrif ten der 
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern - Gemeinsame s Mehrwert-
steuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessu ngsgrund-
lage in der durch die Richtlinie 2004/7/EG des Rate s vom 
20. Januar 2004 geänderten Fassung eingestuften Ums ätzen auch 
die Umsätze umfasst, die in der Lieferung von Gegen ständen im 
Sinne von Art. 5 Abs. 1 dieser Richtlinie bestehen.  
 
2. Die Entscheidung 2004/290 ist dahin auszulegen, dass die 
Bundesrepublik Deutschland berechtigt ist, die ihr mit dieser 
Entscheidung erteilte Ermächtigung nur teilweise fü r bestimmte 
Untergruppen wie einzelne Arten von Bauleistungen u nd für 
Leistungen an bestimmte Leistungsempfänger auszuübe n. Bei der 
Bildung dieser Untergruppen hat dieser Mitgliedstaa t den 
Grundsatz der steuerlichen Neutralität sowie die al lgemeinen 
Grundsätze des Unionsrechts, wie insbesondere die G rundsätze 
der Verhältnismäßigkeit und der Rechtssicherheit, z u beachten. 
Es ist Sache des vorlegenden Gerichts, unter Berück sichtigung 
aller maßgeblichen tatsächlichen und rechtlichen Um stände zu 
überprüfen, ob dies im Ausgangsverfahren der Fall i st, und ge-
gebenenfalls die Maßnahmen zu ergreifen, die erford erlich 
sind, um die nachteiligen Folgen einer gegen die Gr undsätze 
der Verhältnismäßigkeit oder der Rechtssicherheit v erstoßenden 
Anwendung der in Rede stehenden Vorschriften auszug leichen." 
 

II. 

Die Revision der Klägerin ist begründet. Das Urteil  des FG ist 

aufzuheben und der Klage stattzugeben (§ 126 Abs. 3  Nr. 1 der 

Finanzgerichtsordnung --FGO--). Entgegen dem Urteil  des FG war 
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die Klägerin für die von ihr bezogenen Leistungen n icht als 

Leistungsempfänger Steuerschuldner nach § 13b Abs. 2 Satz 2, 

Abs. 1 Nr. 4 UStG in der im Streitjahr geltenden Fa ssung. 

 

1. Die Steuerschuld des Leistungsempfängers gemäß §  13b Abs. 2 

Satz 2 UStG setzt in Ausübung einer durch das Union srecht ein-

geräumten Ermächtigung voraus, dass er eine der in § 13b 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Satz 1 UStG genannten Leistunge n bezieht 

und diese auch selbst erbringt. 

 

a) Nach § 13b Abs. 2 Satz 2 UStG in der im Streitja hr 2005 

geltenden Fassung schuldet in "den in Absatz 1 Satz  1 Nr. 4 

Satz 1 genannten Fällen ... der Leistungsempfänger die Steuer, 

wenn er ein Unternehmer ist, der Leistungen im Sinn e des Ab-

satzes 1 Satz 1 Nr. 4 Satz 1 UStG erbringt". 

 

§ 13b Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 UStG hat folgenden Wortla ut: 
"(1) Für folgende steuerpflichtige Umsätze entsteht  die Steuer 
mit Ausstellung der Rechnung, spätestens jedoch mit  Ablauf des 
der Ausführung der Leistung folgenden Kalendermonat s: ... 
 
4. Werklieferungen und sonstige Leistungen, die der  Herstel-
lung, Instandsetzung, Instandhaltung, Änderung oder  Beseiti-
gung von Bauwerken dienen, mit Ausnahme von Planung s- und 
Überwachungsleistungen. ..." 
 

§ 13b Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Satz 1 UStG erfasst somit  im Gegen-

satz zu § 48 Abs. 1 Satz 3 EStG nicht alle "Bauleis tungen", 

die der Herstellung, Instandsetzung, Instandhaltung , Änderung 

oder Beseitigung von Bauwerken dienen, sondern nur Werkliefe-

rungen und sonstige Leistungen, die diesen Bauwerks bezug auf-

weisen. 

 

b) Die durch § 13b Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Satz 1, Abs.  2 Satz 2 

UStG nicht für alle Bauleistungen, sondern nur für bauwerksbe-

zogene Werklieferungen und sonstige Leistungen ange ordnete 
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Steuerschuld des Leistungsempfängers beruht unionsr echtlich 

auf Art. 2 Nr. 1 der Entscheidung 2004/290/EG des R ates vom 

30. März 2004 zur Ermächtigung Deutschlands zur Anw endung ei-

ner von Artikel 21 der Sechsten Richtlinie 77/388/E WG des Ra-

tes zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der M itglied-

staaten über die Umsatzsteuern abweichenden Regelun g (Ent-

scheidung 2004/290/EG). Danach besteht "bei der Erb ringung von 

Bauleistungen an einen Steuerpflichtigen" für die 

Bundesrepublik Deutschland die Befugnis, den "Empfä nger der 

Gegenstände oder Dienstleistungen als Mehrwertsteue rschuldner" 

zu bestimmen. 

 

Dass diese Ermächtigung im nationalen Recht nicht f ür alle 

Bauleistungen und zu Lasten aller Steuerpflichtigen  (Unterneh-

mer), sondern nur für bauwerksbezogene Werklieferun gen und 

sonstige Leistungen und dabei nur zu Lasten der Unt ernehmer 

ausgeübt wurde, die selbst derartige Leistungen erb ringen, ist 

nach dem im Streitfall ergangenen EuGH-Urteil BLV W ohn- und 

Gewerbebau GmbH in UR 2013, 63 unbeachtlich. Denn n ach den 

Leitsätzen dieser Entscheidung umfasst "der Begriff  der Bau-

leistungen in dieser Bestimmung neben den als Diens tleistungen 

im Sinne von Art. 6 Abs. 1 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG 

... eingestuften Umsätzen auch die Umsätze, die in der Liefe-

rung von Gegenständen im Sinne von Art. 5 Abs. 1 di eser Richt-

linie bestehen". Darüber hinaus ist "die Bundesrepu blik 

Deutschland berechtigt ..., die ihr mit dieser Ents cheidung 

erteilte Ermächtigung nur teilweise für bestimmte U ntergruppen 

wie einzelne Arten von Bauleistungen und für Leistu ngen an be-

stimmte Leistungsempfänger auszuüben". 

 

2. Im Streitfall hat die Beigeladene an die Klägeri n eine bau-

werksbezogene Werklieferung i.S. von § 13b Abs. 1 S atz 1 Nr. 4 

Satz 1 UStG erbracht. 
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a) Der Begriff der Werklieferung in § 13b Abs. 1 Sa tz 1 Nr. 4 

Satz 1 UStG entspricht dem in § 3 Abs. 4 Satz 1 USt G. Danach 

sind Werklieferungen Lieferungen, bei denen der Unt ernehmer 

die Bearbeitung oder Verarbeitung eines Gegenstande s übernom-

men hat und hierbei Stoffe verwendet, die er selbst  beschafft, 

wenn es sich bei den Stoffen nicht nur um Zutaten o der sons-

tige Nebensachen handelt. Nach Satz 2 dieser Vorsch rift gilt 

dies auch dann, wenn die Gegenstände mit dem Grund und Boden 

fest verbunden werden. 

 

§ 3 Abs. 4 UStG betrifft nach der Rechtsprechung de s erkennen-

den Senats einheitliche, aus Liefer- und Dienstleis tungsele-

menten bestehende Leistungen in Form der Be- und Ve rarbeitung 

eines nicht dem Leistenden gehörenden Gegenstandes und ist 

richtlinienkonform entsprechend den unionsrechtlich en Grund-

sätzen zur Abgrenzung von Lieferung (Art. 5 der Sec hsten 

Richtlinie des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisi erung der 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Ums atzsteuern 

77/388/EWG --Richtlinie 77/388/EWG--) und Dienstlei stung 

(Art. 6 der Richtlinie 77/388/EWG) auszulegen (Urte il des Bun-

desfinanzhofs --BFH-- vom 9. Juni 2005 V R 50/02, B FHE 210, 

182, BStBl II 2006, 98, unter II.2.b cc). 

 

Werklieferungen liegen danach vor, wenn der Unterne hmer dem 

Abnehmer nicht nur die Verfügungsmacht an einem Geg enstand 

verschafft (§ 3 Abs. 1 UStG), sondern zusätzlich ei nen fremden 

Gegenstand be- oder verarbeitet. So können z.B. Buc hbinderar-

beiten als Bearbeitung von nicht dem Leistenden geh örenden Ge-

genständen Werklieferungen sein (BFH-Urteil vom 29.  April 1982 

V R 132/75, nicht veröffentlicht --n.v.--). Nicht a usreichend 

für die Annahme einer Werklieferung ist demgegenübe r die Be- 

oder Verarbeitung eigener Gegenstände des Leistende n. Zwar 
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kann z.B. die Zubereitung von Speisen in einem Imbi ssstand als 

Lieferung anzusehen sein (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 30. Juni 

2011 V R 35/08, BFHE 234, 491, BStBl II 2013, 244, Leitsatz). 

Bei der durch den Imbissstandbetreiber ausgeführten  Lieferung 

handelt es sich aber mangels Be- oder Verarbeitung von für den 

Standbetreiber fremden Gegenständen nicht um Werkli eferungen 

i.S. von § 3 Abs. 4 Satz 1 UStG. Ebenso führt die H erstellung 

anderer beweglicher Gegenstände wie z.B. PKW nicht aufgrund 

der Vereinbarung besonderer Spezifikationen wie Son derausstat-

tungen zu einer Werklieferung. 

 

b) Im Streitfall hat die Beigeladene mit der Erstel lung eines 

Wohnhauses eine Werklieferung i.S. von § 3 Abs. 4 U StG an die 

Klägerin erbracht. 

 

aa) Wie der Senat bereits mit Urteil vom 24. Juli 1 969 

V R 9/66 (BFHE 97, 196, BStBl II 1970, 71) entschie den hat, 

bewirkt der Unternehmer dadurch, dass er auf dem ih m nicht ge-

hörenden Grundstück ein Gebäude errichtet und das G ebäude dem 

Grundstückseigentümer übergibt, eine Werklieferung.  Im Rahmen 

von § 3 Abs. 4 Satz 2 UStG tritt dabei die feste Ve rbindung 

mit Grund und Boden an die Stelle der Be- oder Vera rbeitung 

eines fremden Gegenstandes. Der BFH hat an dieser R echtspre-

chung in der Folgezeit festgehalten und entschieden , dass Bau-

handwerker bei der Errichtung eines Gebäudes für de n Grund-

stückseigentümer Werklieferungen ausführen (BFH-Urt eil vom 

24. Oktober 1974 V R 29/74, BFHE 114, 512, BStBl II  1975, 

396), dass der Mieter, der Ausbauten, Umbauten und Einbauten 

auf eigene Kosten durchführt oder auf dem gemietete n Grund-

stück ein Gebäude errichtet, an den Vermieter eine Werkliefe-

rung ausführt (BFH-Urteile vom 15. September 1983 V  R 154/75, 

n.v. zu Einbauten, und vom 24. November 1992 V R 80 /87, BFH/NV 

1993, 634 zur Gebäudeerrichtung), und dass der Unte rnehmer mit 
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der Herstellung von Erschließungsanlagen auf öffent lichen Flä-

chen einer Gemeinde gegenüber der Gemeinde eine ent geltliche 

Werklieferung ausführt (BFH-Urteil vom 22. Juli 201 0 

V R 14/09, BFHE 231, 273, BStBl II 2012, 428, Leits atz 1). In 

Übereinstimmung hiermit kann sich die zur bloßen Ve rschaffung 

der Verfügungsmacht hinzutretende Bearbeitung auch aus dem 

Einbau des gelieferten Gegenstandes in ein Gebäude ergeben 

(zutreffend Abschn. 182a Abs. 3 Satz 2 UStR 2005 zu m Einbau 

von Fenstern, Türen, Bodenbelägen, Aufzügen etc.). 

 

bb) Danach erbrachte der Beigeladene im Streitfall mit der Er-

richtung des Wohnhauses auf dem für ihn fremden Gru ndstück 

eine Werklieferung i.S. von § 3 Abs. 4 Satz 2 UStG.  

 

3. Die Klägerin ist aber gleichwohl nicht Steuersch uldner nach 

§ 13b Abs. 2 Satz 2 UStG, da sie die von der Beigel adenen emp-

fangene Leistung nicht selbst zur Erbringung einer bauwerksbe-

zogenen Werklieferung oder sonstigen Leistung i.S. von § 13b 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Satz 1 UStG verwendet hat. Das Urteil des 

FG war somit aufzuheben und der Klage stattzugeben.  

 

a) Im Hinblick auf das sich aus dem Unionsrecht erg ebende Er-

fordernis der Rechtssicherheit ist § 13b Abs. 2 Sat z 2 UStG 

teleologisch einschränkend auszulegen. 

 

aa) § 13b Abs. 2 Satz 2 UStG setzt nach seinem Wort laut vo-

raus, dass der Leistungsempfänger selbst bauwerksbe zogene 

Werklieferungen und sonstige Leistungen i.S. von § 13b Abs. 1 

Satz 1 Nr. 4 Satz 1 UStG erbringt. 

 

bb) Bei der Auslegung des nationalen Rechts ist, so weit es auf 

einer unionsrechtlichen Harmonisierung durch Richtl inien der 

Europäischen Union beruht, das Unionsrecht und die hierzu er-
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gangene Rechtsprechung des EuGH im Wege der richtli nienkonfor-

men Auslegung zu berücksichtigen (vgl. z.B. BFH-Urt eil vom 

8. März 2012 V R 30/09, BFHE 237, 263, BStBl II 201 2, 623). 

Daher ist im Streitfall nicht nur zu beachten, dass  der EuGH 

in dem den Streitfall betreffenden Urteil BLV Wohn-  und Gewer-

bebau GmbH in UR 2013, 63 dem nationalen Gesetzgebe r das Recht 

zugebilligt hat, Art. 2 Nr. 1 der Entscheidung 2004 /290/EG nur 

teilweise für bestimmte Untergruppen wie Leistungen  an be-

stimmte Leistungsempfänger auszuüben (s. oben II.1. b), sondern 

auch, dass der so ermächtigte Mitgliedstaat "bei de r Bildung 

dieser Untergruppen ... den Grundsatz der steuerlic hen Neutra-

lität sowie die allgemeinen Grundsätze des Unionsre chts, wie 

insbesondere die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit  und der 

Rechtssicherheit, zu beachten" hat und es "Sache de s vorlegen-

den Gerichts [ist], unter Berücksichtigung aller ma ßgeblichen 

tatsächlichen und rechtlichen Umstände zu überprüfe n, ob dies 

im Ausgangsverfahren der Fall ist, und gegebenenfal ls die Maß-

nahmen zu ergreifen, die erforderlich sind, um die nachteili-

gen Folgen einer gegen die Grundsätze der Verhältni smäßigkeit 

oder Rechtssicherheit verstoßenden Anwendung der in  Rede ste-

henden Vorschriften auszugleichen (EuGH-Urteil BLV Wohn- und 

Gewerbebau GmbH in UR 2013, 63, 2. Leitsatz). 

 

Der EuGH betont dabei, dass "Rechtsakte der Union . .. eindeu-

tig sein müssen und dass ihre Anwendung für die Bet roffenen 

vorhersehbar sein muss". Der sich hieraus ergebende  Grundsatz 

der Rechtssicherheit ist von jeder mit der Anwendun g des Uni-

onsrechts betrauten innerstaatlichen Stelle zu beac hten und 

"gilt in besonderem Maße, wenn es sich um eine Rege lung han-

delt, die sich finanziell belastend auswirken kann,  denn die 

Betroffenen müssen in der Lage sein, den Umfang der  ihnen da-

mit auferlegten Verpflichtungen genau zu erkennen" (EuGH-Ur-

teil BLV Wohn- und Gewerbebau GmbH in UR 2013, 63 R dnr. 47). 
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b) Das EuGH-Urteil BLV Wohn- und Gewerbebau GmbH in  UR 2013, 

63 führt im Rahmen einer teleologischen Reduktion z u einer den 

Wortlaut von § 13b Abs. 2 Satz 2 UStG einschränkend en Ausle-

gung. 

 

aa) Hat der Unternehmer eine bauwerksbezogene Werkl ieferung 

oder sonstige Leistung i.S. von § 13b Abs. 1 Satz 1  Nr. 4 

Satz 1 UStG bezogen, lässt es § 13b Abs. 2 Satz 2 U StG für die 

an die Stelle der Steuerschuld des Leistenden trete nde Steuer-

schuld des Leistungsempfängers ausreichen, dass der  Leistungs-

empfänger selbst derartige Leistungen erbringt. 

 

§ 13b Abs. 2 Satz 2 UStG schränkt das Erfordernis e iner Leis-

tungserbringung i.S. von § 13b Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Satz 1 UStG 

in keiner Weise und dabei weder gegenständlich noch  in zeitli-

cher Hinsicht ein. Nach dem Wortlaut der Vorschrift  würde es 

für den von dieser Vorschrift angeordneten Wechsel in der 

Steuerschuldnerschaft z.B. ausreichen, dass an den Leistungs-

empfänger im Inland eine bauwerksbezogene Werkliefe rung er-

bracht wird, während er selbst lediglich im Ausland  ohne Zu-

sammenhang mit diesem Leistungsbezug eine derartige  Werkliefe-

rung erbringt. Insoweit ist zu beachten, dass sich "eine sol-

che finanzielle Belastung gleichwohl, wie dies in e inem Sach-

verhalt wie dem im Ausgangsverfahren fraglichen der  Fall sein 

kann, aus der Anwendung dieser Regelung durch die z uständigen 

nationalen Behörden ergeben [könnte], wenn es diese  Anwendung 

den betreffenden Steuerpflichtigen, zumindest vorüb ergehend, 

nicht erlaubt, den Umfang ihrer Verpflichtungen auf  dem Gebiet 

der Mehrwertsteuer genau zu erkennen" (EuGH-Urteil BLV Wohn- 

und Gewerbebau GmbH in UR 2013, 63 Rdnr. 48). 

 

Eine derartige, dem Wortlaut von § 13b Abs. 2 Satz 2 UStG ein-
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schränkungslos folgende Auslegung ist mit den Erfor dernissen 

des Unionsrechts nicht zu vereinbaren, da es durch das Abstel-

len auf Umstände, die der Leistende im Regelfall ni cht erkennt 

und auch nicht erkennen kann, nicht ermöglicht wird , genau zu 

erkennen, ob er oder sein Leistungsempfänger Steuer schuldner 

ist. 

 

bb) § 13b Abs. 2 Satz 2 UStG ist nicht dahingehend einschrän-

kend auslegbar, dass es für den Wechsel in der Steu erschuld-

nerschaft darauf ankommt, dass der Leistungsempfäng er "nach-

haltig" (so aber Abschn. 182a Abs. 10 Satz 2 UStR) bauwerksbe-

zogene Werklieferungen und sonstige Leistungen erbr ingt und 

dabei die Summe dieser Leistungen mehr als 10 % sei ner steuer-

baren Umsätze beträgt (Abschn. 182a Abs. 10 UStR), wobei die 

Finanzverwaltung später präzisiert hat, dass dabei auf den 

"Weltumsatz" des Leistungsempfängers abzustellen se in soll 

(Abschn. 13b.3 Abs. 2 Satz 1 des Umsatzsteuer-Anwen dungserlas-

ses --UStAE-- in der Fassung des BMF-Schreibens vom  

12. Dezember 2011, BStBl I 2011, 1289). 

 

Gegen die einschränkende Auslegung durch die Finanz verwaltung 

spricht, dass es auch hierdurch dem Leistenden nich t ermög-

licht wird, zuverlässig zu beurteilen, ob er oder d er Leis-

tungsempfänger Steuerschuldner für die erbrachte Le istung ist. 

Dies zeigt sich nach den Verhältnissen des Streitfa lles auch 

daran, dass die Klägerin selbst nicht in der Lage w ar, die 

nach der Verwaltungsauffassung maßgebliche 10 %-Gre nze zutref-

fend zeitnah zu ermitteln, sodass auszuschließen is t, dass der 

Leistende diese Berechnung vornehmen kann. Der Sena t schließt 

sich daher der von der Vorinstanz sowie im Schriftt um geäußer-

ten Kritik an der sog. "10 % Regel" in Abschn. 182a  Abs. 10 

UStR an (vgl. Ahrens, Umsatzsteuerberater 2004, 331 ; 

Hundt-Eßwein in Offerhaus/Söhn/Lange, § 13b UStG Rz  57; 

48 

49 



- 14 - 

- 15 - 

 

Küffner/Zugmaier, Deutsches Steuerrecht --DStR-- 20 04, 712; 

Kuplich, UR 2007, 369; Meyer in Anm. EFG 2010, 280;  Stadie in 

Rau/Dürrwächter, Umsatzsteuergesetz, § 13b Rz 384; Langer in 

Reiß/Kraeusel/Langer, UStG § 13b Rz 33.2). 

 

cc) § 13b Abs. 2 Satz 2 UStG ist entgegen Abschn. 1 82a Abs. 11 

UStR dahingehend einschränkend auszulegen, dass es für den 

Übergang der Steuerschuldnerschaft darauf ankommt, ob der 

Leistungsempfänger die an ihn erbrachte bauwerksbez ogene Werk-

lieferung oder sonstige Leistung selbst zur Erbring ung einer 

derartigen Leistung verwendet. 

 

Zwar vermag auch diese Auslegung nicht alle Schwier igkeiten, 

die für den Leistenden bei der Zuordnung der Steuer schuldner-

schaft bestehen, auszuräumen. So ist im Hinblick au f das Er-

fordernis, dass der Leistungsempfänger selbst eine bauwerksbe-

zogene Werklieferung oder sonstige Leistung erbring t, z.B. da-

nach zu unterscheiden, ob der Leistungsempfänger ei n General-

unternehmer oder Bauträger ist. Während der General unternehmer 

regelmäßig auf einem seinem Auftraggeber gehörenden  Grundstück 

baut, bebaut der Bauträger in der Regel eigene Grun dstücke 

(vgl. hierzu z.B. Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 16. Mai 

2010  10 AZR 190/11, Monatsschrift für Deutsches Re cht 2012, 

1046, unter I.2.c bb). Dementsprechend erbringt im Hinblick 

auf das Erfordernis der Be- oder Verarbeitung einer  fremden 

Sache nur der ein fremdes Grundstück bebauende Gene ralunter-

nehmer, nicht aber der ein eigenes Grundstück bebau ende Bau-

träger eine bauwerksbezogene Werklieferung, die zur  Anwendung 

von § 13b Abs. 2 Satz 2 UStG führt (s. oben II.2.a und b aa). 

Gleichwohl gewährleistet die Auslegung nach der Ver wendung der 

bauwerksbezogenen Werklieferung oder sonstigen Leis tung durch 

den Leistungsempfänger auf der jeweiligen Baustelle  noch am 

ehesten eine rechtssichere Beurteilung. 
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Für die auf die Verwendung durch den Leistungsempfä nger ab-

stellende Auslegung, nach der insbesondere zwischen  Generalun-

ternehmern, die selbst bauwerksbezogene Werklieferu ngen aus-

führen, und grundstücksveräußernden Bauträgern, bei  deren 

Leistungen es sich umsatzsteuerrechtlich um Lieferu ngen han-

delt, sprechen zudem die für Bauträger bestehenden Sonderrege-

lungen des Gewerberechts, auf deren Grundlage auch im Rechts-

verkehr zwischen diesen beiden Unternehmergruppen z u unter-

scheiden ist. So war gemäß § 34c der Gewerbeordnung  (GewO) in 

ihrer im Streitjahr geltenden Fassung die Tätigkeit  als Mak-

ler, Bauträger oder Baubetreuer erlaubnispflichtig.  Dies galt 

nach § 34c Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a GewO a.F. (später  § 34c 

Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a der GewO in der Fassung des Gesetzes 

zur Novellierung des Finanzanlagenvermittler- und V ermögensan-

lagenrechts vom 6. Dezember 2011, BGBl I 2011, 2481 ) insbeson-

dere für diejenigen, die als Bauherr im eigenen Nam en für ei-

gene oder fremde Rechnung Bauvorhaben vorbereiten o der durch-

führen und dazu Vermögenswerte von Erwerbern, Miete rn, Päch-

tern oder sonstigen Nutzungsberechtigten oder von B ewerbern um 

Erwerbs- oder Nutzungsrechte verwenden. Nach dem hi erzu auf 

der Grundlage von § 34c Abs. 3 GewO ergangenen § 3 der Verord-

nung über die Pflichten der Makler, Darlehensvermit tler, Bau-

träger und Baubetreuer (Makler- und Bauträgerverord nung) be-

standen dabei besondere Sicherungspflichten für Bau träger, 

wenn in den Fällen des § 34c Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a  GewO "dem 

Auftraggeber Eigentum an einem Grundstück übertrage n werden 

soll". 

 

dd) Nicht zu entscheiden hat der Senat im Streitfal l, ob die 

Anordnung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsem pfängers in 

§ 13b Abs. 2 Sätze 2 und 3 UStG für Leistungen, die  der Emp-

fänger für seinen nichtunternehmerischen Bereich ve rwendet, 
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mit dem Erfordernis der Leistungserbringung "an ein en Steuer-

pflichtigen" i.S. von Art. 2 Nr. 1 der Entscheidung  

2004/290/EG vereinbar ist. 

 

ee) Die hiergegen gerichteten Einwendungen des FA g reifen 

nicht durch. 

 

(1) Entgegen der Auffassung des FA (vgl. Abschn. 18 2a Abs. 17 

UStR) ist nicht entscheidungserheblich, ob sich die  Beteilig-

ten über die Handhabung der Steuerschuldnerschaft u rsprünglich 

einig waren oder nicht, denn das Gesetz stellt den Übergang 

der Steuerschuldnerschaft zur Sicherung des Steuera nspruchs 

nicht zur Disposition der Vertragsparteien (zutreff end 

Küffner/Zugmaier, DStR 2004, 712; Mößlang in Sölch/ Ringleb, 

UStG, § 13b Rz 11: bloße Begleitsregelung). 

 

(2) Der mit § 13b Abs. 2 Satz 2 UStG verfolgte Zwec k der Be-

kämpfung von Steuerausfällen im Baugewerbe rechtfer tigt im 

Hinblick auf die vorrangig zu beachtende rechtssich ere Abgren-

zung des Anwendungsbereichs dieser Vorschrift keine  über den 

Wortlaut hinausgehende Auslegung. Zwar mag es sein,  dass durch 

die Entscheidung 2004/290/EG "Steuerhinterziehungen  oder Umge-

hungen möglichst umfassend verhütet werden" sollten . Im Hin-

blick auf die nur eingeschränkte Ausübung der durch  diese Ent-

scheidung eingeräumten Befugnisse durch das nationa le Recht 

(s. oben II.2.b) ergibt sich aus den weiter gehende n Befugnis-

sen des Unionsrechts und den damit verfolgten Zweck en aber 

keine erweiternde Auslegung des nationalen Rechts. 

 

Dass der nationale Gesetzgeber trotz der ihm durch das Unions-

recht eingeräumten Befugnisse bei der Umsetzung nic ht auch 

eine Steuerschuldnerschaft für die Leistungsempfäng er angeord-

net hat, die Gebäude oder Gebäudeteile mit dazugehö rigem Grund 
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und Boden vor dem Erstbezug liefern (vgl. Art. 4 Ab s. 3 

Buchst. a der Richtlinie 77/388/EWG) oder die --ent sprechend 

§ 48 Abs. 1 Satz 1 EStG und in Übereinstimmung mit Art. 2 

Nr. 1 der Entscheidung 2004/290/EG-- Unternehmer si nd, ist da-

her nicht im Wege der Gesetzesauslegung änderbar. 

 

(3) Auch die Überlegungen des FA zu innergemeinscha ftlichen 

Lieferungen rechtfertigen keine abweichende Beurtei lung. Denn 

dem Lieferer ist es bei innergemeinschaftlichen Lie ferungen im 

Hinblick auf das Bestätigungsverfahren zur Umsatzst euer-Iden-

tifikationsnummer (vgl. § 18e UStG) möglich, person enbezogene 

Merkmale seines Abnehmers zu überprüfen. Eine derar tige Mög-

lichkeit besteht bei § 13b Abs. 2 Satz 2 UStG nicht . 

 

c) Im Streitfall hat die Klägerin die von ihr empfa ngene bau-

werksbezogene Werklieferung für nach § 4 Nr. 9 Buch st. a UStG 

steuerfreie Grundstückslieferungen, nicht aber zur Erbringung 

einer eigenen bauwerksbezogenen Werklieferung verwe ndet. Dabei 

scheitert die Annahme einer durch die Klägerin erbr achten 

Werklieferung bereits daran, dass die Klägerin ein eigenes, 

nicht aber ein fremdes Grundstück bebaut und sodann  veräußert 

hat (s. oben II.2.a und b aa). Ohne Bedeutung ist d aher, ob 

die Erwerber der von der Klägerin veräußerten Wohnu ngen ent-

sprechend einer später veröffentlichten Verwaltungs regelung 

(Abschn. 13b.3 Abs. 8 Sätze 6 und 7 UStAE in der Fa ssung des 

BMF-Schreibens in BStBl I 2011, 1289) "Einfluss auf  Bauausfüh-

rung und Baugestaltung" genommen haben, da eine der artige Ein-

flussnahme bei der Bebauung eines im Eigentum des B auträgers 

stehenden Grundstücks nicht dazu führt, dass der Ba uträger 

nunmehr für ihn fremde Gegenstände --als Voraussetz ung der 

Werklieferung gemäß § 3 Abs. 4 UStG-- bearbeitet. 

 

d) Die danach enge Auslegung von § 13b Abs. 2 Satz 1 UStG 
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schränkt diesen Tatbestand nicht übermäßig ein. 

 

Insoweit ist zu berücksichtigen, dass § 13b UStG ke ine umfas-

sende Steuerschuldnerschaft für an Unternehmer im B ausektor 

erbrachte Bauleistungen anordnet. So bestehen nach § 13b 

Abs. 2 Satz 1 und Abs. 1 Nr. 3 UStG und § 13b Abs. 2 Satz 2, 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Satz 1 UStG jeweils eigenständi ge Regelun-

gen für die Zuordnung der Steuerschuldnerschaft bei  grunder-

werbsteuerbaren Umsätzen und bei Bauleistungen. Dah er sind 

z.B. Grundstücksverkäufer, die Grundstücke bebauen und nach 

§ 4 Nr. 9 Buchst. a UStG steuerfrei liefern, nicht Steuer-

schuldner für die von ihnen bezogenen Bauleistungen  (insoweit 

zutreffend Abschn. 13b.3 Abs. 8 Satz 5 UStAE). Dana ch ist im 

Streitfall das Urteil des FG aufzuheben und der Kla ge stattzu-

geben. 
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